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tOP Steuerberater 2020
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOcUs MONEY in 
der Ausgabe 25/2020 wiederholt als eine 
der führenden großen steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. in einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
95.000 steuerexperten zu den themen 
Qualifikation, spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

inhalt

FÜR ALLE stEUERPFLicHtiGEN

Steuerinformationen für März 2021
steuerpflichtige, die ihre immobilie zu 
eigenen Wohnzwecken nutzen, können  
ab dem Veranlagungszeitraum 2020 eine 
steuerermäßigung für durchgeführte 
energetische Maßnahmen beantragen.  
Zu Einzelfragen hat das bundesfinanz- 
ministerium nun in einem Anwendungs-
schreiben stellung bezogen.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

bei einem Auslands(praxis)semester wird 
an der ausländischen Hochschule keine 
erste tätigkeitsstätte begründet, sodass 
hierdurch verursachte Unterkunftskosten 
und Verpflegungsmehraufwendungen  
als vorab entstandene Werbungskosten 
abzugsfähig sein können. Dies hat aktuell 
der bundesfinanzhof entschieden.

Veräußert der Erbe das Familienheim 

innerhalb von zehn Jahren, entfällt die 
Erbschaftsteuerbefreiung auch dann, 
wenn der Auszug auf ärztlichen Rat hin 
wegen einer Depressionserkrankung 
erfolgte. Nach einer Entscheidung des 
Finanzgerichts Münster ist der Erbe in 
diesem Fall nicht aus zwingenden Grün-
den an einer selbstnutzung gehindert.

Vom bundesfinanzhof gibt es schlechte 
Nachrichten für Postzusteller und  
Rettungsassistenten. Denn beide Arbeit-
nehmergruppen haben grundsätzlich  
eine erste tätigkeitsstätte. Damit ist  
der Kostenabzug auf die Entfernungs-
pauschale beschränkt.

Diese und weitere interessante  
informationen finden sie in der  
Ausgabe für März 2021.

Viel spaß beim Lesen!

An 
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, rAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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FÜR ALLE stEUERPFLicHtiGEN

Anwendungsschreiben zur steuerlichen Förderung der energetischen Gebäudesanierung
steuerpflichtige, die ihre immobilie zu 
eigenen Wohnzwecken nutzen, können  
ab dem Veranlagungszeitraum 2020 eine 
steuerermäßigung für durchgeführte 
energetische Maßnahmen beantragen – 
und zwar im Rahmen ihrer Einkommen-
steuererklärung über die neue „Anlage 
Energetische Maßnahmen“. 

Zu Einzelfragen hat das bundesfinanz-
ministerium nun in einem 23 seiten  
starken Anwendungsschreiben (zuzüg - 
lich einer Anlage mit förderfähigen  
Maßnahmen) stellung bezogen.

Grundsätzliches

Energetische Maßnahmen an einem zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten eigenen 
Gebäude (begünstigtes Objekt) werden  
ab 2020 durch eine steuerermäßigung 
gefördert (§ 35 c Einkommensteuergesetz 
[EstG]). Voraussetzung: Das Objekt ist bei 
der Durchführung der Maßnahme älter  
als zehn Jahre (maßgebend ist der Her-
stellungsbeginn).

begünstigte Aufwendungen/ 
Maßnahmen sind:

·  Wärmedämmung von Wänden,  
Dachflächen und Geschossdecken,

·  Erneuerung der Fenster, Außentüren  
oder der Heizungsanlage,

·  Erneuerung oder Einbau  
einer Lüftungsanlage,

·  Einbau von digitalen systemen  
zur energetischen betriebs- und  
Verbrauchsoptimierung,

·  Optimierung bestehender Heizungs-
anlagen, sofern diese älter als  
zwei Jahre sind.

Zu den Aufwendungen für energetische 
Maßnahmen gehören auch die Kosten  
für die Erteilung der bescheinigung des 
ausführenden Fachunternehmens und  
die Kosten für den Energieberater, wenn 
dieser mit der planerischen begleitung 
oder beaufsichtigung der energetischen 
Maßnahmen beauftragt wurde.

beachten sie: Die Förderung ist zeitlich 
befristet: Es werden energetische Maß-
nahmen gefördert, mit denen nach dem 
31.12.2019 begonnen wird und die vor  
dem 1.1.2030 abgeschlossen sind.

Merke: Um den steuerabzug zu erhalten, 
muss der steuerpflichtige seiner Ein-
kommensteuererklärung eine spezielle 
bescheinigung des beauftragten Hand-
werkers beifügen. Die amtlichen Muster 
(inklusive Erläuterungen) wurden vom 
bundesfinanzministerium mit Datum  
vom 31.3.2020 veröffentlicht.

nutzung zu eigenen Wohnzwecken

Eine Wohnung wird zu eigenen Wohn- 
zwecken durch die anspruchsberechtigte 

Person genutzt, wenn sie die Wohnung 
allein, mit ihren Familienangehörigen oder 
gemeinsam mit Dritten bewohnt. Für die 
steuerermäßigung ist es unschädlich,  
wenn die Wohnung an ein Kind unentgelt-
lich überlassen wird, für das die anspruchs-
berechtigte Person Anspruch auf Kinder-
geld bzw. einen Kinderfreibetrag hat. 

Merke: Die unentgeltliche Überlassung  
der gesamten Wohnung an andere – auch 
unterhaltsberechtigte – Angehörige oder 
fremde Dritte stellt keine Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken dar. Demgegenüber 
kann die steuerermäßigung nach § 35 c 
EstG grundsätzlich in Anspruch genommen 
werden, wenn nur teile einer im Übrigen zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten Wohnung 
unentgeltlich zu Wohnzwecken überlassen 
werden.

Höhe der Steuerermäßigung

Je begünstigtes Objekt beträgt der Höchst-
betrag der steuerermäßigung 40.000 EUR. 
Die steuerermäßigung wird über drei Jahre 
verteilt. im Kalenderjahr des Abschlusses 
der energetischen Maßnahme und im 
nächsten Kalenderjahr können jeweils  
7 % der Aufwendungen (max. 14.000 EUR 
jährlich), im dritten Jahr 6 % der Auf-
wendungen (max. 12.000 EUR) von der 
steuerschuld abgezogen werden.

Davon abweichend vermindert sich die 
 tarifliche Einkommensteuer um 50 % der 
Kosten für einen Energieberater.

beispiel: Aufwendungen für energetische 
Maßnahmen in 2020: 215.000 EUR;  
Energieberaterkosten in 2020: 3.000 EUR

steuerermäßigung 2020: Kosten für  
den Energieberater: 1.500 EUR (50 %); 

Energetische Maßnahme: 15.050 EUR (7 %); 
maximal 14.000 EUR (Höchstbetrag  
inklusive Energieberaterkosten)

steuerermäßigung 2021: Energetische 
Maßnahme: 15.050 EUR (7 %); maximal 
14.000 EUR (Höchstbetrag)

steuerermäßigung 2022: Energetische 
Maßnahme: 12.900 EUR (6 %); maximal 
12.000 EUR (Höchstbetrag)

steuerermäßigung gesamt: 40.000 EUR

Übersteigt der steuerermäßigungsbetrag 
die tarifliche Einkommensteuer, kann 
dieser Anrechnungsüberhang weder in 
anderen Veranlagungszeiträumen steuer-
mindernd berücksichtigt noch innerhalb 
des dreijährigen Förderzeitraums auf  
einen der drei Veranlagungszeiträume  
vor- bzw. zurückgetragen werden. 

beachten sie: Dies ist z. b. der Fall, wenn 
im Antragsjahr 2020 wegen Verlusten  
aus einer selbstständigen tätigkeit keine 
Einkommensteuer anfällt. 

Objektförderung

Die steuerliche Förderung ist personen- 
und objektbezogen. Das heißt: Der  
Höchstbetrag der steuerermäßigung von 
40.000 EUR kann von jeder steuerpflich-
tigen Person für jedes begünstigte Objekt 
insgesamt nur einmal in Anspruch ge-
nommen werden.

steht das Eigentum an einem begünstigten 
Objekt mehreren Personen zu (Miteigen-
tum), kann der Höchstbetrag für das Objekt 
also insgesamt nur einmal beansprucht 
werden. Die Zurechnung erfolgt im Verhält-
nis der Miteigentumsanteile. bei Ehegatten 
oder Lebenspartnern, die zusammenver-
anlagt werden, ist eine Aufteilung nach dem 
Verhältnis ihrer Miteigentumsanteile nicht 
erforderlich.

Vorweggenommene Erbfolge und Erbfall

Überträgt eine anspruchsberechtigte 
Person ihr Alleineigentum oder ihren 
Miteigentumsanteil an der Wohnung inner-
halb des dreijährigen Abzugszeitraums 
unentgeltlich auf eine andere Person, kann 
die andere Person die steuerermäßigung 
nicht fortführen, da sie keine Aufwendun-
gen getragen hat.

Verstirbt ein Miteigentümer und wird der 
überlebende Miteigentümer durch Gesamt-
rechtsnachfolge infolge des Erbfalls zum 
Alleineigentümer, kann er die bisher auf 
den anderen Miteigentümer entfallende 
steuerermäßigung fortführen, wenn er die 
Wohnung nunmehr im Alleineigentum zu 
eigenen Wohnzwecken nutzt.

Entsprechendes gilt für den durch Gesamt-
rechtsnachfolge infolge Erbfalls erwerben-
den (Allein-)Eigentümer einer Wohnung, für 
die der Erblasser eine steuerermäßigung 
beansprucht hat.

Ausschluss der Förderung

Die steuerermäßigung ist ausgeschlossen, 
soweit die Aufwendungen für die energe-
tische Maßnahme bereits als betriebsaus-
gaben, Werbungskosten, sonderausgaben 
oder außergewöhnliche belastung berück-
sichtigt worden sind.

Äußerst praxisrelevant ist in diesem  
Zusammenhang die Frage nach dem 
Verhältnis der neuen steuerermäßigung 
nach § 35c EstG zu der steuerermäßigung 
für Handwerkerleistungen nach § 35a EstG 
(20 % der Lohnkosten, maximal 1.200 EUR). 
Hierzu regelt das bundesfinanzministerium 
nun Folgendes: 

Die steuerermäßigung ist vollständig  
ausgeschlossen, wenn für dieselbe  
energetische Maßnahme einschließlich  
der Kosten für den Energieberater

[Fortsetzung auf seite 3]
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Erbschaftsteuerbefreiung für das Familienheim: Wegfall auch bei krankheitsbedingtem Auszug
Veräußert der Erbe das Familienheim 
innerhalb von zehn Jahren, entfällt die 
Erbschaftsteuerbefreiung nach einer Ent- 
scheidung des Finanzgerichts Münster 
auch dann, wenn der Auszug auf ärztlichen 
Rat hin wegen einer Depressionserkran-
kung erfolgt.

Hintergrund: Die vom Erblasser zuvor 
selbst genutzte immobilie kann erbschaft-
steuerfrei vererbt werden, wenn das Fami-
lienheim vom Ehegatten bzw. eingetrage-
nen Lebenspartner weitere zehn Jahre  
lang bewohnt wird. ist dies nicht der Fall, 
entfällt die steuerbefreiung mit Wirkung  
für die Vergangenheit – es sei denn, der 
Erwerber ist aus zwingenden Gründen  
an einer selbstnutzung zu eigenen Wohn-
zwecken gehindert.

Eine steuerpflichtige beerbte ihren im  
Jahr 2017 verstorbenen Ehemann zur 
Hälfte. Zur Erbschaft gehörte auch das 

hälftige Miteigentum an dem bislang 
gemeinsam bewohnten Einfamilienhaus. 
Ende 2018 veräußerte sie das Haus und  
zog in eine zuvor erworbene Eigentums-
wohnung. Daraufhin versagte das Finanz-
amt die steuerbefreiung. Hiergegen wandte 
die steuerpflichtige ein, dass sie nach dem 
tod ihres Ehemanns unter Depressionen 
und Angstzuständen gelitten habe, insbe-
sondere weil ihr Mann in dem Haus ver-
storben sei. Daraufhin habe ihr Arzt ihr 
geraten, die Wohnumgebung zu wechseln. 

Nach Meinung des Finanzgerichts war  
die steuerpflichtige nicht aus zwingenden 
Gründen an einer selbstnutzung gehindert. 

Dabei ging das Finanzgericht zwar davon 
aus, dass die Depressionserkrankung und 
der tod des Ehemanns im Einfamilienhaus 
die steuerpflichtige erheblich psychisch 
belastet hatten. 

Ein „zwingender Grund“ im sinne des 
Gesetzes ist jedoch nur dann gegeben, 
wenn das Führen eines Haushalts (etwa 
wegen einer Pflegebedürftigkeit) unmög- 
lich ist – und dies war hier nicht der Fall.

Das Finanzgericht hält eine solche  
restriktive Gesetzesauslegung für 
 verfassungsrechtlich geboten, da die 
steuerbefreiung für Familienheime  
Grundeigentümer gegenüber inhabern 
anderer Vermögenswerte bevorzugt.

beachten sie: Die steuerpflichtige will 
diese Entscheidung aber so nicht stehen 
lassen. sie hat Revision beim bundes-
finanzhof eingelegt.

Quelle: FG Münster, Urteil vom 10.12.2020, 
Az. 3 K 420/20 Erb, Rev. bFH Az. ii R 1/21, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 219942;  
FG Münster, PM Nr. 2 vom 15.1.2021

FÜR ALLE stEUERPFLicHtiGEN

Verpflegungsmehraufwand und Unterkunftskosten bei Auslands(praxis)semestern
Als erste tätigkeitsstätte gilt auch eine 
bildungseinrichtung, die außerhalb eines 
Dienstverhältnisses zum Zwecke eines 
Vollzeitstudiums oder einer vollzeitigen 
bildungsmaßnahme aufgesucht wird.  
Das heißt: Der student kann Aufwendungen 
für die Fahrten zur bildungseinrichtung  
nur mit der Entfernungspauschale und 
nicht in tatsächlicher Höhe abziehen. 

bei einem Auslands(praxis)semester wird 
an der ausländischen Hochschule aber 
keine weitere erste tätigkeitsstätte be-
gründet, sodass hierdurch verursachte 
Unterkunftskosten und Verpflegungsmehr-
aufwendungen als (vorab entstandene) 
Werbungskosten abzugsfähig sein können.

Sachverhalt

Die steuerpflichtige A studierte nach einer 
abgeschlossenen Ausbildung an einer 
inländischen Hochschule. Die studien-
ordnung schrieb für den studiengang vor, 

dass das studium für zwei semester an 
einer ausländischen Partneruniversität zu 
absolvieren ist, wobei der student während 
des Auslandsstudiums an der inländischen 
Hochschule eingeschrieben bleibt. 

Die durch den besuch der ausländischen 
Hochschule veranlassten Unterkunfts-
kosten und Verpflegungsmehraufwen-
dungen machte A als vorab entstandene 
Werbungskosten geltend. Das Finanzamt 
lehnte dies jedoch ab, da die Auslands-
universität die erste tätigkeitsstätte der A 
sei und die Aufwendungen daher nur im 
Rahmen einer doppelten Haushaltsführung 
angesetzt werden könnten. Eine solche 
 lag aber hier nicht vor. im Gegensatz zum 
Finanzgericht Münster gab der bundes-
finanzhof der Klage der A statt.

sieht die studienordnung vor, dass studieren-
de einen teil des studiums an einer ausländi-
schen Hochschule absolvieren können bzw. 
müssen, bleibt die inländische Hochschule 

die erste tätigkeitsstätte. Dies gilt jeden- 
falls dann, wenn der student der bisherigen 
bildungseinrichtung auch für die Zeit des 
Auslandsstudiums zugeordnet bleibt. 

Kosten für Unterkunft und Verpflegungs-
mehraufwand im Ausland sind deshalb als 
Werbungskosten zu berücksichtigen, auch 
wenn keine doppelte Haushaltsführung 
vorliegt. Entsprechendes gilt bei Praxis-
semestern.

relevanz für die Praxis

Aufwendungen des steuerpflichtigen für 
seine berufsausbildung oder für sein 
studium sind nur dann Werbungskosten, 
wenn er zuvor bereits eine Erstausbildung 
(berufsausbildung oder studium) abge-
schlossen hat oder wenn die berufsaus-
bildung oder das studium im Rahmen  
eines Dienstverhältnisses stattfindet. 

[Fortsetzung auf seite 4]

[Fortsetzung von seite 2]

·  eine steuerbegünstigung nach § 10 f EstG 
für zu eigenen Wohnzwecken genutzte 
baudenkmale und Gebäude in sanierungs-
gebieten und städtebaulichen Entwick-
lungsbereichen oder

·  eine steuerermäßigung nach § 35 a EstG 
bei Aufwendungen für haushaltsnahe 
beschäftigungsverhältnisse, haushalts- 
nahe Dienstleistungen und Handwerker-
leistungen oder

·  ein zinsverbilligtes Darlehen oder  
steuerfreie Zuschüsse (baukindergeld  
ist unschädlich!) 

beansprucht werden.

Wenn der steuerpflichtige ausschließlich 
Zuschüsse für die Energieberatung erhalten 
hat, kann er hierfür zwar keine steuerermä-
ßigung nach § 35 c EstG beanspruchen. 
Wird wegen dieser beratung aber eine 
energetische Maßnahme durchgeführt und 
eine andere öffentliche Förderung nicht 
beansprucht, ist die steuerermäßigung 
hierfür möglich.

Liegen die Voraussetzungen nach §§ 10 f, 
35 a, 35 c EstG sowie für die direkte För-
derung (Darlehen/Zuschüsse) vor, ist der 
steuerpflichtige für die jeweilige energe-
tische Maßnahme an die einmal getroffene 
Entscheidung für den gesamten Förder- 
zeitraum gebunden (kein Wechsel zwischen 
den Fördertatbeständen).

Quelle: bMF-schreiben vom 14.1.2021,  
Az. iV c 1 - s 2296-c/20/10004 :006,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 219976



E-H-K Rundschreiben 03 / 2021 4

FÜR VERMiEtER

corona-Krise:  
Erfreuliche Verwaltungs- 
meinung bei ausbleibenden 
Mieteinnahmen
Erlässt der Vermieter einer Wohnung wegen 
einer finanziellen Notsituation des Mieters 
die Mietzahlung zeitlich befristet ganz oder 
teilweise, führt dies grundsätzlich nicht zu 
einer Veränderung der vereinbarten Miete. 

Folglich hat dies (nach einer bundesweit 
abgestimmten Verfügung) keine Aus- 
wirkungen auf die bisherige beurteilung 
des Mietverhältnisses nach § 21 Abs. 2  
Einkommensteuergesetz (EstG).

Der volle Werbungskostenabzug bleibt also 
erhalten, wenn die Miete unter die Grenze 
von 66 % (bzw. 50 %-Grenze ab 2021) des  
§ 21 Abs. 2 EstG fällt. 

Erfüllte das Mietverhältnis hingegen bereits 
vor dem Mieterlass die Voraussetzungen  
für eine Kürzung der Werbungskosten, 
verbleibt es dabei; eine weitere Kürzung 
wegen des Mieterlasses ist nicht vorzu-
nehmen. 

beachten sie: Handelt es sich um eine  
im Privatvermögen gehaltene und nicht 
Wohnzwecken dienende immobilie,  
dann führt ein Mieterlass nicht ohne  
Weiteres zu einem erstmaligen Wegfall  
der Einkünfteerzielungsabsicht.

Quelle: OFD NRW, Kurzinformation  
Est 2020/16 vom 2.12.2020,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 220027

FÜR UNtERNEHMER

richtsatzsammlung für 2019 veröffentlicht
Das bundesfinanzministerium (20.1.2021, Az. iV A 8 - s 1544/19/10001 :001) hat die Richt-
satzsammlung für das Kalenderjahr 2019 bekanntgegeben. Die Richtsätze wurden für die 
einzelnen Gewerbeklassen auf der Grundlage von betriebsergebnissen zahlreicher ge-
prüfter Unternehmen ermittelt. sie sind für die Verwaltung ein Hilfsmittel, um Umsätze  
und Gewinne zu verproben und ggf. bei Fehlen anderer geeigneter Unterlagen zu schätzen.

FÜR ARbEitNEHMER

Postzusteller und rettungsassistenten  
haben eine erste tätigkeitsstätte
Ob ein Arbeitnehmer eine erste tätigkeits-
stätte hat und damit beim Kostenabzug  
auf die Entfernungspauschale beschränkt 
ist oder seine Fahrtkosten (ggf. auch Ver- 
pflegungsmehraufwand) nach Reise- 
kostengrundsätzen geltend machen kann, 
ist u. a. von der Art der tätigkeit abhängig. 

Vom bundesfinanzhof gibt es nun  
schlechte Nachrichten für Postzusteller  
und Rettungsassistenten. Ein Postzu- 
steller begehrte den Abzug von Ver- 
pflegungs mehraufwendungen. 

begründung: Der Zustellbezirk sei als 
weiträumiges tätigkeitsgebiet und nicht  
als erste tätigkeitsstätte anzusehen. 
Zum Hintergrund: Haben Arbeitnehmer 
keine erste tätigkeitsstätte, kann es sich 
um ein weiträumiges tätigkeitsgebiet 
handeln. Für die Fahrten von der Wohnung 
zu dem tätigkeitsgebiet gilt zwar nur die 
Entfernungspauschale. Für den Ansatz von 
Verpflegungspauschalen ist die Festlegung 
als weiträumiges tätigkeitsgebiet aber 
irrelevant, da der Arbeitnehmer weiter 
auswärts tätig wird. 

Der bundesfinanzhof hat nun entschieden, 
dass der Zustellpunkt (Zustellzentrum), 
dem ein Postzusteller zugeordnet ist und  
an dem er arbeitstäglich vor- und nachbe-
reitende tätigkeiten (z. b. sortiertätigkeiten, 
Abschreibpost) ausübt, eine erste tätig-
keitsstätte ist. Da der Postzusteller an den 
jeweiligen tagen nicht mehr als 8 stunden 
von seiner Wohnung und der ersten tätig-
keitsstätte abwesend war, schied ein 
Verpflegungsmehraufwand aus. Denn  
eine Abwesenheit von mehr als 8 stunden 
nur von der Wohnung reicht hier nicht.

beachten sie: Die Rettungswache, der  
ein Rettungsassistent zugeordnet ist, ist 
dessen erste tätigkeitsstätte, wenn er dort 
arbeitstäglich vor dem Einsatz auf dem 
Rettungsfahrzeug vorbereitende tätigkeiten 
vornimmt (z. b. Überprüfung des Fahrzeugs 
auf eine ordnungsgemäße bestückung mit 
Medikamenten).

Quelle: bFH-Urteil vom 30.9.2020,  
Az. Vi R 10/19, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 219773; bFH-Urteil vom 
30.9.2020, Az. Vi R 11/19,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 219779

[Fortsetzung von seite 3]

Anderenfalls handelt es sich nur um 
sonderausgaben (bis max. 6.000 EUR  
im Kalenderjahr abzugsfähig).

Von der Entscheidung profitieren insbe-
sondere studenten, die bereits eine Erst-
ausbildung abgeschlossen haben. Denn nur 
dann handelt es sich um (vorab entstandene) 
Werbungskosten. 

Da während eines studiums keine bzw. nur 
geringe Einnahmen erzielt werden, führen 
Werbungskosten regelmäßig zu einem 
vortragsfähigen Verlust, der in den Jahren 
der berufsausübung steuermindernd wirkt. 

Hingegen bleiben sonderausgaben bei 
fehlenden Einkünften in demselben Jahr 
wirkungslos, da hier keine jahresüber-
greifende Verrechnung möglich ist.

Quelle: bFH-Urteil vom 14.5.2020,  
Az. Vi R 3/18, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 219282; bFH,  
PM Nr. 56/2020 vom 3.12.2020

FÜR VERMiEtER

Anschaffungsnahe Herstellungskosten:  
Aufwendungen vor dem Erwerb fallen nicht darunter
Nach einem beschluss des bundesfinanz-
hofs fallen Aufwendungen, die vor dem 
Erwerb einer immobile getätigt werden, 
nicht in die Prüfung der 15 %-Grenze des  
§ 6 Abs. 1 

Nr. 1 a Einkommensteuergesetz (EstG). 
Diese Entscheidung ermöglicht Gestaltun-
gen. so kann vor allem bei einem Haus- 
kauf unter nahen Angehörigen daran 
gedacht werden, Renovierungsmaßnahmen 
noch vor der Anschaffung vorzunehmen.

Der beschluss ist aber kein Freifahrtschein: 
Es muss sich um Renovierungskosten 
handeln. Denn auch für vor der Anschaffung 
des Grundstücks getätigte Aufwendungen 
bleibt es dabei: Es ist nach den allgemeinen 
Kriterien zu entscheiden, ob Anschaffungs-, 
Herstellungs- oder Erhaltungsaufwand 
vorliegt.

Hintergrund: Anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten (§ 6 Abs. 1 Nr. 1a EstG) liegen 

vor, wenn innerhalb von drei Jahren nach 
dem Gebäudekauf instandsetzungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt 
werden, deren Nettoaufwendungen 15 % der 
Gebäude-Anschaffungskosten übersteigen. 
Ausgenommen sind: Aufwendungen für 
Erweiterungen sowie für Erhaltungsar-
beiten, die jährlich üblicherweise anfallen.

Praxistipp: Anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten wirken sich nicht im Jahr der 
Zahlung, sondern nur über die Gebäude-
abschreibung (regelmäßig 50 Jahre) als 
Werbungskosten aus. somit sollte die  
15 %-Grenze innerhalb der Dreijahresfrist 
nach Möglichkeit nicht überschritten 
werden. Dies gelingt in der Regel durch 
zeitliche Verschiebung der Maßnahmen.

Quelle: bFH, beschluss vom 28.4.2020,  
Az. iX b 121/19, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 216741
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ARbEitsREcHt

Betriebsänderung:  
In diesem Fall gibt es  
auch bei Eigenkündigung  
eine Abfindung
scheiden anlässlich einer betriebsände-
rung Arbeitnehmer durch Eigenkündigung 
aus dem Unternehmen aus, sind sie wie 
die von betriebsbedingten Kündigungen 
betroffenen Arbeitnehmer abfindungsbe-
rechtigt. Voraussetzung: Die Eigenkündi-
gung wurde durch den Arbeitgeber veran-
lasst. so hat es das Landesarbeitsgericht 
(LAG) Nürnberg entschieden. Dies ist nach 
dem Urteil der Fall, wenn der Arbeitgeber 
bei dem Arbeitnehmer im Hinblick auf eine 
konkret geplante betriebsänderung die 
berechtigte Annahme hervorgerufen hat, 
mit der Eigenkündigung komme er einer 
sonst notwendig bevorstehenden betriebs-
bedingten Kündigung zuvor. Aber Achtung: 
beweisen muss das der Arbeitnehmer.

Quelle: LAG Nürnberg, Urteil vom 
27.10.2020, 7 sa 157/20, Abruf-Nr. 219767 
unter www.iww.de

ARbEitsREcHt

Urlaubsabgeltung:  
Urlaubsansprüche verfallen auch bei Dienstunfähigkeit
Der Urlaubsanspruch verfällt, wenn er 
über einen zu langen Zeitraum nach Ab- 
lauf des jeweiligen Urlaubsjahrs nicht 
genommen wird. Ein unbegrenztes  
sammeln von Urlaubsansprüchen ist  
nicht möglich. Zu diesem schluss kommt 
das Verwaltungsgericht (VG) trier.

Der Kläger, ein beamter, war aufgrund 
eines Dienstunfalls seit Ende Januar 2017 
dienstunfähig krank. 

2019 wurde er vorzeitig in den Ruhestand 
versetzt. Anschließend beantragte er, 
seinen Resturlaub finanziell abzugelten. 
Dies lehnte der beklagte Dienstherr für 
2017 ab. Der Urlaubsanspruch sei ver-
fallen. Der Kläger meinte hingegen, nach 
dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
gelte dies nur, wenn der beklagte ihn auf 
die Folgen fehlender Urlaubsanträge bei 
dauerhafter Erkrankung hingewiesen 
hätte, was nicht geschehen sei. Das sah 
das VG jedoch anders.

Der Urlaubsanspruch des Klägers sei 
verfallen – und zwar auch nach der Recht-
sprechung des EuGH –, wenn er über  
einen zu langen Zeitraum nach Ablauf des 
jeweiligen Urlaubsjahrs nicht genommen 
werde. 

Es gäbe, so das VG, kein Recht auf un-
begrenztes sammeln von Urlaubsan-
sprüchen. Werde eine gewisse zeitliche 
Grenze überschritten, habe der Jahres-
urlaub keine positive (Erholungs-)Wirkung 
mehr für den beschäftigten.

Auch die mangelnde Aufklärung durch  
den beklagten ändere nichts am Verfall 
des Urlaubs. Denn nicht diese habe den 
Kläger daran gehindert, Urlaub zu neh-
men, sondern allein dessen Krankheit. 

Dieser Grundsatz gelte auch für die Zeit 
der Wiedereingliederungsmaßnahme.

Quelle: VG trier, Urteil vom 8.12.2020,  
7 K 2761/20.tR

ARbEitsREcHt

Stellenausschreibung:  
Alterseinschränkung für persönliche Assistentin einer schwerbehinderten Frau
Eine stellenausschreibung benachteiligt 
eine bewerberin um eine Anstellung als 
„Persönliche Assistentin“ einer schwer-
behinderten Frau zwar wegen ihres Alters, 
wenn ein bestimmtes Alter gewünscht  
und genannt wird. Die hohen beruflichen 
Anforderungen der tätigkeit rechtfertigen 
dies aber. so hat es das Landesarbeits-
gericht (LAG) Köln entschieden.

Sachverhalt

Die beklagte ist ein Assistenzdienst, der 
behinderte Menschen in allen belangen 
rund um das thema „Persönliche Assis-
tenz“ unterstützt. Durch „Persönliche 
Assistenten“ sollen Menschen mit behin-
derungen ihr Leben selbstbestimmt leben, 
unabhängig von ihren körperlichen, geis-
tigen und/oder seelischen Einschränkun-
gen. Die beklagte berät diese von der 
beantragung des budgets bis hin zur 
bewilligung durch den Kostenträger. 

Ferner steht sie ihnen bei der Mitarbeiter-
suche zur seite. Dies betrifft unterschied-
liche Dienste, wie etwa Arbeitsassistenz, 
Alltagsassistenz, Freizeitassistenz, Eltern-
assistenz, studienassistenz oder auch 
24-stunden-Assistenz.

im Rahmen der Unterstützung bei der 
Mitarbeitersuche betreibt die beklagte als 
stellenmarkt auch ein internetportal. Die 
behinderten Menschen können dort ein 
stellenangebot inserieren. Die beklagte 
stellt ihnen vorab einen Fragebogen zur 

Verfügung, in dem sie Wünsche im Hinblick 
auf die Person des Assistenten angeben 
können, wie etwa Geschlecht oder Alter. 
bei erfolgreicher Vermittlung schließen die 
behinderten Menschen einen Dienstleis-
tungsvertrag und die Assistenzperson 
einen Arbeitsvertrag mit der beklagten.

im August 2018 bewarb sich die Klägerin 
auf eine stellenausschreibung im o. g. 
internetportal der beklagten. Hierin  
suchte eine 28jährige schwerbehinderte 
studentin eine „Persönliche Assistentin“ 
 in allen Lebensbereichen des Alltags, die 
am besten zwischen 18 und 30 Jahre alt 
sein sollte. Die beklagte wies die bewer-
bung der 50 Jahre alten Klägerin mit der 
begründung zurück, sie habe sich auf-
grund der hohen Anzahl von bewerbern  
für einen anderen bewerber entschieden.

So entschied das Arbeitsgericht

Das Arbeitsgericht (ArbG) hat die beklagte 
verurteilt, an die Klägerin eine Entschä-
digung in Höhe eines potenziellen brutto-
monatsengelts von 1.770 Euro zu zahlen. 
Denn durch die stellenausschreibung 
werde die Klägerin wegen ihres Alters 
ungerechtfertigt benachteiligt. Das Alter 
stelle keine wesentliche und entscheiden-
de berufliche Anforderung für die Assistenz 
eines behinderten Menschen dar. Die 
beklagte könne sich nicht auf das selbst-
bestimmungsrecht des behinderten 
Menschen berufen, denn dessen selbst-
bestimmungsrecht werde nicht berührt. 

bei persönlichen Assistenzleistungen 
komme es in erster Linie auf die vom  
Alter unabhängige zwischenmenschliche 
beziehung und Empathie an.

Andere Sichtweise der höheren Instanz

Das sah das LAG anders. Zwar benachtei-
lige die stellenausschreibung die Klägerin 
wegen ihres Alters. Dies sei hier aber 
aufgrund der beruflichen Anforderungen 
der tätigkeit der persönlichen Assistenz 
gerechtfertigt. Die beklagte verfolge mit 
der Anstellung „Persönlicher Assistenten“, 
deren Anforderungsprofil individuell von 
dem behinderten Menschen vorgegeben 
wird und deren beschäftigung zur Erfül-
lung dieser Vorgaben erfolgt, auch sozial-
politische Ziele, die im Allgemeininteresse 
liegen. 

Die Realisierung der teilhabe und selbst-
bestimmung von Menschen mit behinde-
rung liegt im Allgemeininteresse. Assis-
tenzleistungen sind ein vom Gesetzgeber 
anerkanntes Mittel zur Verwirklichung des 
sozialpolitischen Ziels. Das instrument  
der „Persönlichen Assistenz“ ist ein 
angemessenes und erforderliches Mittel 
zur Realisierung des Ziels, das die Kläge-
rin nicht übermäßig benachteiligt, da ihr 
die beschäftigung in anderen Formen der 
Assistenz verbleibt.

Quelle: LAG Köln, Urteil vom 27.5.2020,  
11 sa 284/19, Abruf-Nr. 218706  
unter www.iww.de
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im April 2021

steuertermine 

Fälligkeit:  
Ust, Lst = 12.04.2021

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
Ust, Lst = 15.04.2021

Scheckzahlungen:  
bei scheckzahlung muss der scheck dem Finanzamt  
spätestens drei tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

beiträge sozialversicherung Fälligkeit beiträge 04/2021 = 28.04.2021

Verbraucherpreisindex (bRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

1/20 6/20 9/20 1/21
+ 1,6 % + 0,8 % – 0,4 % + 1,6 %

WiRtscHAFts- UND GEsELLscHAFtsREcHt

Betriebliche Altersversorgung:  
Haftung des Betriebserwerbers in der Insolvenz
Der Erwerber eines betriebs(teils) in der 
insolvenz haftet für Ansprüche der über-
gegangenen Arbeitnehmer auf Leistungen 
der betrieblichen Altersversorgung nur 
zeitanteilig für die nach der Eröffnung des 
insolvenzverfahrens zurückgelegte Dauer 
der betriebszugehörigkeit. Für die Leistun-
gen, die auf Zeiten bis zur Eröffnung des 
insolvenzverfahrens beruhen, haftet er  
auch dann nicht, wenn für diesen teil der 
betriebsrente nach dem betriebsrenten-
gesetz der Pensions-sicherungs-Verein 
(PsV) – der gesetzlich bestimmte träger 
der insolvenzsicherung – nicht vollständig 
eintritt. so sagt es jetzt das bundesarbeits-
gericht (bAG).

Den beiden Klägern sind Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung zugesagt 
worden. Nach der Versorgungsordnung 
berechnet sich ihre betriebsrente nach der 
Anzahl der Dienstjahre und dem – zu einem 
bestimmten stichtag vor dem Ausscheiden 
– erzielten Gehalt. Über das Vermögen  
ihrer Arbeitgeberin wurde am 1.3.2009 das 
insolvenzverfahren eröffnet. im April 2009 
ging der betrieb auf die beklagte über.

Einer der Kläger erhält seit August 2015 
von der beklagten eine betriebsrente von. 
ca. 145 Euro und vom PsV eine Altersrente 
von ca. 817 Euro. bei der berechnung legte 
die beklagte zwar die Versorgungsord- 
nung einschließlich des zum maßgeblichen 
stichtag vor dem Versorgungsfall bezoge-
nen höheren Gehalts zugrunde, ließ aber 
den Anteil an der betriebsrente außer 
betracht, der vor der insolvenz erdient war. 
Der PsV setzte dagegen – wie im betriebs-
rentengesetz vorgesehen – das zum Zeit-

punkt der Eröffnung des insolvenzverfah-
rens maßgebliche niedrigere Gehalt des 
Klägers an. 

Der Kläger hält die beklagte für verpflich-
tet, ihm eine höhere betriebsrente zu 
gewähren. Diese müsse sich nach den 
bestimmungen der Versorgungsordnung 
auf der basis des höheren Gehalts unter 
bloßem Abzug des betrags errechnen,  
den er vom PsV erhalte. Der andere Kläger 
verfügte bei Eröffnung des insolvenzver-
fahrens noch nicht über eine gesetzlich 
unverfallbare Anwartschaft. Daher steht 
ihm bei Eintritt eines Versorgungsfalls nach 
dem betriebsrentengesetz kein Anspruch 
gegen den PsV zu. Er hält die beklagte  
für verpflichtet, ihm künftig eine betriebs-
rente in voller Höhe zu gewähren. Die 
Vorinstanzen haben die Klagen abgewiesen.

Die Revisionen der Kläger hatten vor dem 
bAG keinen Erfolg. Ein betriebserwerber 
hafte in der insolvenz nicht für betriebs-
rentenanwartschaften, die für die Zeit vor 
insolvenzeröffnung entstanden sind. Diese 
Rechtsprechung sei auch mit Unionsrecht 
vereinbar. Voraussetzung sei allerdings, 
dass ein unionsrechtlich gebotener Min-
destschutz gewährt wird. 

Dies werde in der bundesrepublik Deutsch-
land durch einen unmittelbar aus dem 
Unionsrecht folgenden und gegen den  
PsV gerichteten Anspruch gewährleistet. 

Eine Haftung des Erwerbers scheidet 
deshalb aus.

Quelle : bAG, Urteil vom 26.1.2021,  
3 AZR 139/17, PM Nr. 2/21

WiRtscHAFts- UND  
GEsELLscHAFtsREcHt

register- 
modernisierungsgesetz:  
neu: Steuernummer wird 
Bürgeridentifikationsnummer
Um Verwaltungsabläufe zu vereinfachen 
und Doppelangaben zu verhindern, hat der 
bundestag mit dem Registermodernisie-
rungsgesetz (RegMoG) jetzt beschlossen, 
dass bei rund 50 stellen die steuer-iden-
tifikationsnummer gespeichert und die 
Personenstammdaten so direkt ausge-
tauscht werden können. Ziel dieser Rege-
lung ist, dass die basisdaten einer natür-
lichen Person von einer verantwortlichen 
stelle auf inkonsistenzen geprüft, verläss- 
lich gepflegt, aktualisiert und bereitgestellt 
werden. Hierzu soll auf die vorhandenen 
strukturen der steuer-identifikationsnum-
mer aufgesetzt und diese um die für ein 
registerübergreifendes identitätsmanage-
ment notwendigen Elemente ergänzt werden. 

Gespeichert werden

· identifikationsnummer
· Familienname
· frühere Namen
· Vornamen
· ggf. vorhandener Doktorgrad
· Geburtsdatum
· Geschlecht
· staatsangehörigkeit
·  gegenwärtige oder letzte bekannte 

Anschrift, der tag des Ein- und Auszugs 
· sowie ggf. sterbetag

beachten sie: Die Einführung der bürger-
identifikationsnummer wird von ver-
schiedenen seiten kontrovers diskutiert.

Quelle: Deutscher bundestag, bt-Druck-
sache 19/24226 und 19/26247 vom 27.1.2021




